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Antrag 

der Gruppe der PDS 


Grundrechte für die in der Europäischen Union lebenden Menschen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1 . sich aktiv dafür einzusetzen, daß die gesetzliche Verankerung 
der individuellen und kollektiven Grundrechte der in der 
Europäischen Union lebenden Menschen in den Vertrag über 
die Europäische Union auf die Tagesordnung der Regierungs- 
konferenz 1996 gesetzt wird; 

2. ihren Einfluß dahin gehend geltend zu machen, daß' im Er- 
gebnis der Regierungskonferenz 1996 der Vertrag über die 
Europäische Union durch beim Europäischen Gerichtshof ein- 
klagbare Grundrechte für die in der Europäischen Union le- 
benden Menschen erweitert wird; 

3. auf Veränderung des Vertrages über die Europäische Union 
hinsichtlich der Unionsbürgerschaft zu wirken mit dem Ziel, 
die Unterscheidung zwischen Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten und Menschen aus Drittstaaten insoweit aufzu- 
heben, als gleiche persönliche, politische, soziale, wirtschaftli- 
che und kulturelle Rechte für alle mit ständigem Wohnsitz in 
der Europäischen Union lebenden Menschen gewährleistet 
werden. 

Diese Grundrechte müssen folgenden Maßgaben entsprechen: 

I. Persönliche Rechte 
Schutz der Würde des Menschen 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller öffentlichen Gewalt. 

(2) Jeder Mensch schuldet jedem Menschen die Anerkennung sei- 
ner Würde. Alle erkennen einander als Gleichwertige in ihrer Ver- 
schiedenartigkeit an. 

(3) Jeder Mensch hat das Recht auf die Achtung seiner Würde 
auch im Sterben. 
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Recht auf Leben und Sicherheit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, auf Achtung seiner kör- 
perlichen, geistigen und seelischen Unversehrtheit sowie auf per- 
sönliche Freiheit und Sicherheit. 

(2) Niemand darf zum Tode verurteilt oder der Folter bzw. un- 
menschlicher oder erniedrigender Behandlungen oder Strafen un- 
terworfen werden. 

(3) Niemand darf ohne seine freiwillige Zustimmung oder unter 
Ausnutzung einer Notlage medizinischen, biologischen oder an- 
deren wissenschaftlichen Versuchen unterzogen werden. 

Gleichheit 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(2) Niemand darf wegen des Geschlechts, der sexuellen Identität, 
Heimat und Herkunft, ethnischen Zugehörigkeit, Abstammung, 
Nationalität und Sprache sowie religiöser, weltanschaulicher oder 
politischer Überzeugungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Menschen mit körperlichen, geistigen oder seelischen Beein- 
trächtigungen oder mit Behinderungen dürfen nicht benachteiligt 
werden. 

(3) Frauen und Männer sind gleichberechtigt. Die gleichberech- 
tigte Teilhabe der Geschlechter in allen gesellschaftlichen Berei- 
chen ist herzustellen und zu sichern. 

(4) Für bestehende Ungleichheiten ist zugunsten der Benachtei- 
ligten der erforderliche Ausgleich zu gewährleisten. 

Freie Entfaltung der Persönlichkeit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Per- 
sönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung verstößt. 

(2) Jede Frau hat das Recht zu entscheiden, ob sie eine Schwan- 
gerschaft austrägt. 

Freiheit der Person 

(1) Die Freiheit der Person ist unverletzlich. Sie kann nur aufgrund 
eines Gesetzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebe- 
nen Formen eingeschränkt werden. 

(2) Jeder Verhaftete oder Festgenommene ist unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen, von welcher Stelle und aus welchem Grunde 
die Entziehung der Freiheit angeordnet wurde. Die nächsten An- 
gehörigen haben das Recht auf Auskunft über die Freiheitsent- 
ziehung. Auf Verlangen des Verhafteten oder Festgenommenen 
ist auch anderen Personen unverzüglich von der Verhaftung oder 
Festnahme Kenntnis zu geben. 

(3) Jeder Verhaftete oder Festgenommene ist binnen 24 Stunden 
dem zuständigen Richter zur Entscheidung über die Haft oder Fest- 
nahme vorzuführen. Vor j eder richterlichen Entscheidung über An- 
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Ordnung oder Fortdauer eines Freiheitsentzuges ist dem Betroffe- 
nen Gelegenheit zu geben, einen Rechtsbeistand seiner Wahl bei- 
zuziehen. 

(4) Festgehaltene Personen dürfen weder körperlich noch seelisch 
mißhandelt oder Schikanen ausgesetzt sein. 

(5) Niemand darf in ein Land ausgeliefert werden, in dem für ihn 
die Gefahr der Todesstrafe oder der Folter besteht. 

Gewissens- und Religionsfreiheit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Gewissens-, Religions- und 
Gedankenfreiheit sowie auf Freiheit der Weltanschauung. 

(2) Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung wird gewährleistet. 
Personen, die dieses Recht in Anspruch nehmen, dürfen nicht dis- 
kriminiert werden. 

(3) Bekenntnisprüfungen sind ausgeschlossen. 

(4) Niemand darf zur Teilnahme an einer religiösen oder weltan- 
schaulichen Handlung gezwungen oder durch Zwang an einer sol- 
chen Teilnahme gehindert werden. 


Meinungs- und Informationsfreiheit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Die 
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Hör- 
funk, Fernsehen und Film werden gewährleistet. 

(2) Diese Rechte schließen die Freiheit ein, sich aus allgemein zu- 
gänglichen oder anderen, rechtmäßig erschließbaren Quellen un- 
gehindert zu unterrichten. 

(3) Diese Rechte finden ihre Schranken in den gesetzlichen Be- 
stimmungen zum Schutz der Jugend, zur Wahrung der Würde der 
Frau und in den Persönlichkeitsrechten des einzelnen. 

(4) Kriegspropaganda ist verboten. Jedes Eintreten für nationalen 
und religiösen Haß sowie nationalistische, rassistische, faschisti- 
sche, antisemitische, sexistische Propaganda sind verboten. 

Schutz der Privatsphäre 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Achtung und Schutz seines 
privaten Lebensbereiches. Die Vertraulichkeit nichtöffentlicher 
Mitteilungen ist unverletzlich. 

(2) Die Achtung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
wird gewährleistet. 

Unverletzlichkeit der Wohnung 

(1) Die Wohnung ist unverletzlich. 

(2) Durchsuchungen dürfen nur aufgrund richterlicher Entschei- 
dung durchgeführt werden. 
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Datenschutz 

(1) Jeder Mensch hat das Recht an seinen persönlichen Daten und 
auf Einsicht in ihn betreffende Akten. 

(2) Dieses Recht schließt den Anspruch auf Zustimmung über die 
Erhebung, Speicherung, Verarbeitung, Weitergabe, Berichtigung 
oder sonstige Verwendung persönlicher Daten sowie deren Inhalt 
ein. Einschränkungen sind nur durch Gesetz für Personen zuläs- 
sig, die öffentliche Ämter bekleiden. 

Freizügigkeit 

(1) Alle Menschen haben das Recht auf Freizügigkeit. 

(2) Das Recht, sich an jedem beliebigen Ort aufzuhalten und nie- 
derzulassen, darf nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes 
eingeschränkt werden. 

Asylrecht 

(1) Politisch, weltanschaulich, ethnisch, religiös, wegen ihres Ge- 
schlechts, wegen ihrer sexuellen Identität oder wegen einer Be- 
hinderung Verfolgte haben das Recht auf Asyl. 

(2) Asylsuchende dürfen nicht in ein Land ausgeliefert oder ab- 
geschoben werden, in dem für sie die Gefahr der Todesstrafe oder 
Folter, der Verfolgung oder sonstiger Repressionen besteht. 

(3) Das Recht von Kriegsflüchtlingen und in Not geratenen Men- 
schen auf Aufnahme ist zu gewährleisten. 

Minderheitenschutz 

(1) Das Bekenntnis der Zugehörigkeit zu einer nationalen Min- 
derheit oder Volksgruppe und die Gestaltung der entsprechenden 
Lebensweise im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung sind 
frei. 

(2) Der Anspruch nationaler, ethnischer und religiöser Minder- 
heiten auf Schutz und Förderung ihrer Identität und Kultur wird 
gewährleistet. 

II. Politische Gestaltungsrechte 
Recht auf politische Teilhabe 

(1) Das Recht auf politische Teilhabe aller Menschen wird ge- 
währleistet. 

(2) Es wird mittels allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahlen, Abstimmungen sowie vielfältiger Gestaltungs- 
und Kontrollrechte des einzelnen und gesellschaftlicher Gruppen 
wahrgenommen. 

(3) Jeder Mensch hat in ihn betreffenden öffentlichen Angele- 
genheiten das Recht auf rechtzeitige und ausreichende Beteiligung 
an der Entscheidungsfindung. 
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Versammlungsfreiheit 

Alle Menschen haben das Recht, sich ohne Erlaubnis friedlich zu 
versammeln. 

Vereinigungsfreiheit 

(1) Alle Menschen haben das Recht, Vereinigungen zu bilden und 
ihnen beizutreten. Alle Vereinigungen haben das Recht, ihre in- 
nere Ordnung frei und selbständig zu bestimmen. 

(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzu- 
gehören. 

(3) Parteien, Verbände, Bürgerbewegungen und -initiativen, die 
sich öffentlichen Aufgaben widmen und auf die öffentliche Mei- 
nungsbildung einwirken, müssen in ihrer inneren Ordnung de- 
mokratischen Grundsätzen entsprechen. Das Recht zur Mitwir- 
kung an der politischen Willensbildung ist zu gewährleisten. 

Petitionsrecht und Recht auf Volksinitiative 

(1) Jeder Mensch hat das Recht, sich mit Bitten oder Beschwerden 
an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretungen auf na- 
tionaler und europäischer Ebene zu wenden. Er hat Anspruch auf 
Bescheid mit Begründung in angemessener Frist. 

(2) Das Recht auf Volksinitiative, -begehren und -entscheid zum 
Erlaß, zur Änderung, zur Aufhebung oder Verhinderung von 
Rechtsakten und politischen Entscheidungen der Europäischen 
Union wird gewährleistet. 

III. Soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte 
Schutz der Familie und der Lebensform 

(1) Jeder Mensch hat das Recht, seine Lebensform frei zu wählen 
und entsprechende Lebensgemeinschaften zu gründen. Alle Le- 
bensformen genießen gleiche Achtung sowie rechtlichen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Schutz. 

(2) Besondere Fürsorge wird Alleinerziehenden, kinderreichen 
Lebensgemeinschaften und solchen mit behinderten Angehörigen 
zuteil. 

(3) Menschen, die in häuslicher Gemeinschaft Kinder aufziehen 
oder Hilfsbedürftige betreuen und versorgen, haben Anspruch auf 
Schutz und Förderung sowie auf gesellschaftliche Rücksichtnah- 
me. Die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit, Teilnahme am öf- 
fentlichen Leben und Elternschaft wird gefördert. 

Kinder und Jugendliche 

(1) Kinder und Jugendliche haben als eigenständige Persönlich- 
keiten das Recht auf Achtung ihrer Würde. Sie werden in beson- 
derer Weise entsprechend ihren wachsenden Fähigkeiten und Be- 
dürfnissen in ihrer Persönlichkeitsentfaltung gefördert und zu 
selbständigem Handeln befähigt. Sie genießen den besonderen 
Schutz der Gesellschaft. 
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(2) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Betreuung und Versorgung. 
Das Gemeinwesen fördert Kindertagesstätten und Jugendfreizeit- 
einrichtungen, unabhängig von ihrer Trägerschaft. 

(3) Kinder und Jugendliche haben unabhängig von ihrer Herkunft 
und wirtschaftlichen Lage das Recht auf eine ihren Fähigkeiten 
entsprechende unentgeltliche Erziehung, Bildung und Ausbil- 
dung. 

(4) Kinder und Jugendliche sind vor körperlicher und psychischer 
Vernachlässigung, Züchtigung und Mißhandlung und vor sexuel- 
lem Mißbrauch zu schützen. Wird das Wohl von Kindern und Ju- 
gendlichen gefährdet, insbesondere durch Versagen von Erzie- 
hungsberechtigten, hat das Gemeinwesen die erforderlichen Hil- 
fen zu gewährleisten. 

(5) Kinderarbeit ist verboten. 


Eigentumsrecht 

(1) Eigentum und Erbrecht werden gewährleistet. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch hat zugleich dem Wöh- 
le der Allgemeinheit zu dienen. Er darf Grundrechte und die natür- 
lichen Lebensgrundlagen nicht beeinträchtigen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zuläs- 
sig. Sie darf nur unter den durch Gesetz vorgesehenen Bedingun- 
gen und gegen angemessene Entschädigung erfolgen. 


Schutz der Umwelt 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz und Erhaltung seiner 
natürlichen Umwelt. Es werden alle für die Erhaltung, Wieder- 
herstellung und Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen er- 
forderlichen Maßnahmen ergriffen. 

(2) Tiere werden vor vermeidbaren Leiden und Schäden ge- 
schützt. 

(3) Öffentliche und private Vorhaben bedürfen nach Maßgabe 
eines Gesetzes des Nachweises ihrer Umweltverträglichkeit. 


Recht auf Arbeit und Berufsfreiheit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit und Arbeitsförderung. 

(2) Jeder Mensch hat das Recht, seinen Beruf und seinen Arbeits- 
platz frei zu wählen und seinen Beruf frei auszuüben. 

(3) Jeder Mensch hat Anspruch auf menschenwürdige Arbeitsbe- 
dingungen, die den Schutz seiner Gesundheit und seine Sicher- 
heit gewährleisten. 

(4) Niemandem darf aus willkürlichen Gründen eine Arbeit ver- 
weigert, und niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwun- 
gen werden. 
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Koalitionsfreiheit, Tarif au tonomie, Mitbestimmung 

(1) Jeder Mensch hat das Recht, zur Durchsetzung seiner Interes- 
sen Gewerkschaften oder andere Vereinigungen, die auf die Ge- 
staltung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen gerichtet sind, 
zu bilden, ihnen beizutreten und sich in ihnen frei zu betätigen. 

(2) Tarif autonomie, Streikrecht und andere Formen des Arbeits- 
kampfes zur Wahrung der Interessen der Beschäftigten werden 
gewährleistet. Aussperrung ist verboten. 

(3) Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben das Recht, 
regelmäßig über die Wirtschafts- und Finanzsituation ihres Unter- 
nehmens unterrichtet zu werden. 

(4) Die Mitbestimmung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer zu allen Beschlüssen, die ihre Interessen berühren können, 
wird gewährleistet. 

Sozialer Schutz 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz der Gesundheit und 
auf gesundheitliche Fürsorge. 

(2) Alle Menschen haben das Recht auf soziale Sicherung. 

(3) Alle Menschen haben das Recht auf eine angemessene Woh- 
nung. 

Recht auf Bildung 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung und Ausbildung. Der 
Zugang zu Studium und Lehre ist frei. 

(2) Die Freiheit lebenslangen Lernens sowie die Freiheit der Leh- 
re werden gewährleistet. Dazu wird die Durchlässigkeit aller Bil- 
dungsstufen im Sinne von Chancengleichheit für alle, einschließ- 
lich der Sicherung der materiellen Bedingungen, gewährleistet. 

(3) Das Recht der Eltern auf Erziehung der Kinder gemäß ihren 
religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen wird unter Ach- 
tung des Rechts des Kindes auf seine eigene Entwicklung ge- 
währleistet. 

Freiheit von Kunst und Wissenschaft 

(1) Kunst und Wissenschaft sind frei. Sie werden öffentlich geför- 
dert. 

(2) Der freie und chancengleiche Zugang zu Kunst und Kultur so- 
wie zu Forschung wird gewährleistet. 

(3) Forschungen, die mit besonderen Risiken verbunden sind, sind 
öffentlich anzuzeigen. Sie können durch Gesetz beschränkt wer- 
den, wenn sie geeignet sind, die Menschenwürde zu verletzen oder 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu beeinträchtigen. 

Recht auf Sport, Freizeit und Erholung 

Jeder Mensch hat das Recht auf Sport, Freizeit und Erholung. 
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IV. Verfahrensrechte 
Zugang zum Recht 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf umfassende Information und 
Auskunft über seine Rechte. 

(2) Jeder Mensch hat das Recht auf ein ordnungsgemäßes Ver- 
fahren durch einen vom Gesetz bestimmten Richter. Ausnahme- 
und Sondergerichte sind verboten. 

(3) Jeder Mensch hat das Recht, daß seine Sache in billiger Wei- 
se öffentlich und innerhalb einer angemessenen Frist von einem 
unabhängigen und unparteiischen Gericht auf gesetzlicher Grund- 
lage gerecht verhandelt wird. Er hat das Recht auf richterliche An- 
hörung. 

(4) Der Zugang zum Recht wird gewährleistet. Für diejenigen, die 
nicht über ausreichende Mittel verfügen, um einen Rechtsbeistand 
in Anspruch zu nehmen, wird Rechtshilfe bereitgestellt. 

(5) Jeder Mensch hat das Recht, gegen eine gerichtliche Ent- 
scheidung ein Rechtsmittel einzulegen, das zu einer vollständigen 
Überprüfung einer gegen ihn gerichteten Entscheidung führt. Auf 
ein Rechtsmittel zugunsten des Betroffenen darf gegen ihn keine 
höhere Strafe festgesetzt werden. 

(6) Niemand darf wegen der Wahrnehmung seiner Verfahrens- 
rechte benachteiligt werden. 

Sanktionsrechte 

(1) Niemand kann für Handlungen oder Unterlassungen zur Re- 
chenschaft gezogen werden, für die zum Zeitpunkt ihrer Begehung 
nach geltendem Recht keine Verantwortlichkeit bestand. 

(2) Niemand kann für Handlungen oder Unterlassungen zur Re- 
chenschaft gezogen werden, die er nicht schuldhaft begangen hat. 
Bis zur rechtskräftigen Feststellung seiner Schuld wird vermutet, 
daß jeder Mensch unschuldig ist. 

(3) Niemand darf wegen derselben Handlung, wegen der er be- 
reits verurteilt wurde, erneut verfolgt oder verurteilt werden. 

V. Allgemeine Bestimmungen 
Geltung der Grundrechte 

( 1 ) Diese Grundrechte binden Rechtsetzung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung und, soweit bestimmt, auch Dritte als unmit- 
telbar geltendes Recht. 

(2) Die Grundrechte gelten auch für juristische Personen, soweit 
sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 

Schutzniveau 

Keine dieser Bestimmungen darf als Beschränkung des durch das 
Recht der Union, das Recht der Mitgliedstaaten und das Völker- 
recht gebotenen Schutzes ausgelegt werden. 
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Rechtsmißbrauch 

Keine dieser Bestimmungen darf so ausgelegt werden, daß sich 
daraus irgendein Recht ergibt, eine Tätigkeit auszuüben oder ei- 
ne Handlung vorzunehmen, welche auf die Beeinträchtigung oder 
Abschaffung dieser Rechte und Freiheiten abzielt. 


Rechtsschutz 

Jede Person kann mit der Behauptung, durch die öffentliche Ge- 
walt in einem hier gewährleisteten Grundrecht verletzt zu sein, Be- 
schwerde beim Europäischen Gerichtshof einlegen. 

Widerstandsrecht 

Gegen die offensichtliche Verletzung oder rechtswidrige Beseiti- 
gung der demokratischen Grundlagen der Europäischen Union 
durch die öffentliche Gewalt steht allen Menschen das Wider- 
standsrecht zu. 

Bonn, den 26. September 1995 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die Regierungskonferenz 1996 zur Überprüfung und Revision des 
Maastrichter Vertrages bietet die Chance, endlich klare politische 
Zeichen zur Überwindung der Krise des europäischen Integra- 
tionsprozesses zu setzen und den globalen Erfordernissen von Ge- 
genwart und Zukunft gerecht zu werden. Das setzt jedoch voraus, 
daß der politische Wille vorhanden ist, die Fehlorientierungen und 
Fehlentwicklungen des Maastrichter Vertrages und seine von al- 
len politischen Kräften in Deutschland bemängelten Defizite be- 
seitigen zu wollen. 

Zu den Fehlentwicklungen und Defiziten des Maastrichter Ver- 
trages gehören mangelnde Bürgernähe und Demokratie. Das seit 
Jahren von EU-Kommission, Regierungen und Parteien propa- 
gierte „Europa der Bürger" steht nach wie vor nur auf dem Papier. 

Mit dem Antrag werden Grundrechte für die Europäische Union zur 
Diskussion gestellt. Als integraler Bestandteil des Vertrages über die 
Europäische Union sollen nicht nur den sogenannten Unions- 
bürgern, sondern allen in der Europäischen Union mit ständigem 
Wohnsitz lebenden Menschen einklagbare Grund- und Menschen- 
rechte garantiert werden. Es geht vorrangig um zwei Dinge: 

Erstens muß die Lücke des Grundrechteschutzes geschlossen wer- 
den, die dadurch entstanden ist, daß die Nationalstaaten Souve- 
ränitätsrechte an die Europäische Union abgegeben haben. Da- 
durch entstand ein eigener, neuer Träger hoheitlicher Gewalt, der 
Grundrechteschutz der in der Europäische Union lebenden Bür- 
gerinnen und Bürger blieb aber auf den nationalen Rahmen be- 
schränkt und folglich nur für nationale Hoheitsrechte anwendbar. 
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Zweitens bedarf der europäische Integrationsprozeß eines neuen 
Impulses, der nur durch grundlegende Demokratisierung erreich- 
bar ist. Die in der Europäischen Union lebenden Menschen müs- 
sen die Möglichkeit haben, ihre Gegenwart und Zukunft auf so- 
zialem, kulturellem, wirtschaftlichem und politischem Gebiet in 
ihren Regionen, Staaten und der Europäischen Union mitzuge- 
stalten. Nur so wird ein friedliches, sozial gerechtes, demokrati- 
sches und umweltbewahrendes Europa als gleichberechtigter Teil 
dieser einen Welt ohne Nationalismus und Fremdenhaß möglich 
sein. 
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